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Die Bundesregierung zwischen Berlin, Brüssel
und Bali: Klimapolitik „made in Germany” –
Exportschlager oder Mogelpackung?

Robert Fischer

Seit dem Einsatz des damaligen deut-
schen Umweltministers Klaus Töpfer
auf der UN-Konferenz “Umwelt und
Entwicklung” in Rio 1992 ist es eine
Konstante der deutschen Außenpolitik,
sich als Vorreiter im Klimaschutz zu
profilieren. Das Jahr 2007, in dem die
Weltöffentlichkeit wie selten zuvor auf
die Erderwärmung achtete, bot eine
günstige Gelegenheit, die Gültigkeit die-
ser Doktrin erneut unter Beweis zu stel-
len: Deutschland hatte sowohl die Präsi-
dentschaft in der EU als auch den Vor-
sitz der G 8-Staaten inne, und am Ende
des Jahres fanden die 13. Vertragsstaa-
tenkonferenz (VSK) der Klimarahmen-
konvention und die 3. VSK des Kyoto-
Protokolls auf der indonesischen Insel
Bali statt. Da das Kyoto-Protokoll von
1997 verlängert werden musste, war der
Handlungsdruck auf die internationale
Staatengemeinschaft entsprechend groß.
Würde dies nicht gelingen, würde das
Protokoll 2012 automatisch auslaufen.
Es stand also viel auf dem Spiel, als sich
die 180 Teilnehmerstaaten der Klima-
konferenz auf der Ferieninsel trafen.

Was wurde erreicht? Wurde Deutsch-
land seiner Vorreiterolle gerecht? Wie
können die Ergebnisse bewertet werden?
Werden sie ausreichen, eine gefährliche
Störung unseres Klimasystems zu verhin-
dern?

1. Wie ernst ist die Lage? Die
Expertenempfehlungen
des Weltklimarats

Der Weltklimarat (IPCC) legte 2007 sei-
nen vierten Sachstandsbericht über Kli-
maänderungen vor (http://www.ipcc. ch/).
Dieses Gremium wurde 1988 von der
World Meteorological Organization
(WMO) und dem United Nations Envi-
ronment Programme (UNEP) gegründet,
um die Ursachen und Risiken des Kli-
mawandels zu erforschen und zu bewer-
ten. Der vierte Bericht des IPCC wurde
von 1250 Wissenschaftlern aus 130 Län-
dern erstellt und von 2500 Experten be-
gutachtet. Die IPCC-Berichte bilden da-
her faktisch die herrschende Meinung der
internationalen Klimaforschung ab. Die
Kurzfassungen der Berichte werden ge-
meinsam von Regierungsvertretern und
den IPCC-Experten verabschiedet. Da-
durch kommen auch politische Einfluss-
größen mit ins Spiel, die dazu führen,
dass die Berichte tendenziell eher kon-
servative Risikoprognosen beinhalten, die
von allen Beteiligten mitgetragen werden
können. Die Weltöffentlichkeit erschrak
daher ziemlich, als die alarmierenden Er-
gebnisse des vierten Sachstandsberichts
im Laufe des Jahres 2007 vorgestellt
wurden. In aller Deutlichkeit stellte das
IPCC fest, dass es einen beobachtbaren
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Klimawandel gibt, dessen Folgen bereits
heute nachweisbar und dessen Ursachen
mit hoher Wahrscheinlichkeit (mehr als
90%) menschliche Aktivitäten sind
(IPCC 2007):

Elf der letzten zwölf Jahre (1995 –
2006) gehören zu den wärmsten Jahren
seit Beginn der instrumentellen Messung
der Erdoberflächentemperatur im Jahr
1850. Die weltweite CO2-Konzentration
ist um 35% von einem vorindustriellen
Wert von etwa 280 ppm auf ca. 379 ppm
im Jahr 2005 angestiegen. Damit haben
wir heute einen Wert erreicht, wie er seit
den letzten 650.000 Jahren nicht mehr
vorgekommen ist. Allein im Zeitraum
von 1970 bis 2004 sind die anthropoge-
nen Treibhausgasemissionen (THG-
Emissionen) um 70% gestiegen. Trotz
aller Klimaschutzanstrengungen der letz-
ten Jahre nimmt die Kohlendioxidinten-
sität in der weltweiten Energieversor-
gung seit 2000 wieder zu.

Auch die Folgen dieser Erderwär-
mung sind bereits zu besichtigen: Die
Gebirgsgletscher, die schneebedeckten
Flächen, die Eisschilde in Grönland und
der Antarktis haben abgenommen, und
der Meeresspiegel ist von 1961 bis 2003
mit einer durchschnittlichen Geschwin-
digkeit von 1,8 mm pro Jahr gestiegen.
Es gibt seit 1970 eine zunehmende Ak-
tivität starker tropischer Wirbelstürme in
Nordatlantik, eine Zunahme von Tempe-
raturextremen wie Hitzewellen sowie
eine Zunahme von Starkniederschlags-
ereignissen. Gerade in den Tropen und
Subtropen gab es längere und intensive-
re Dürreperioden.

Die Prognosen des Weltklimarats
über zukünftig eintretende Risiken ge-
ben wenig Anlass, sich mit den beste-
henden internationalen Klimavereinba-
rungen zufriedenzugeben: Aufgrund der
Verschiebung der Jahreszeiten, Vegeta-
tionszonen und Niederschlagsmengen
steigt das Risiko des Aussterbens von
einzigartigen und bedrohten Ökosyste-
men wie z.B. Korallenriffen, Polar- und
Hochgebirgsregionen mit jedem Grad
Erderwärmung erheblich. Die Risiken

von extremen Wetterereignissen wie
Hitzewellen, Trockenheit und Hochwas-
ser nehmen deutlich zu. Diese Wet-
terextreme werden auch die Nahrungs-
mittelproduktion und Trinkwasserver-
sorgung beeinflussen und stellen inso-
fern auch ein Risiko für die innere und
äußere Sicherheit dar.

Diese Erkenntnisse sind freilich nicht
neu, man findet sie bereits in den früheren
Berichten des Weltklimarats; neu ist hin-
gegen, dass die Risiken in dem aktuell
vorliegenden vierten Sachstandsbericht
mit einer größeren Sicherheit eingeschätzt
werden können und mit einer höheren
Wahrscheinlichkeit eintreten werden als
zunächst angenommen. Doch nicht nur
die Abschätzungssicherheit der Risiken
hat sich gegenüber früheren Berichten er-
höht, auch die ungleiche Verteilung der
Risiken ist nun deutlicher geworden. Ge-
rade die Entwicklungsländer und ökono-
misch schwachen Regionen, die am we-
nigsten zur Verursachung der globalen
Erwärmung beigetragen haben und die
über die geringsten finanziellen Kapazi-
täten für adaptive Maßnahmen verfügen,
werden am meisten von den negativen
Auswirkungen betroffen sein. Und inner-
staatlich gilt, dass Arme und ältere Men-
schen stärker von den Klimarisiken be-
droht sind. So starben an der Hitzewelle
2003 in Europa 35.000 Menschen –
überwiegend Alte und Kranke (Ott 2007).

Die Szenarien des IPCC zeigen,
dass es für eine Stabilisierung auf Höhe
des vorindustriellen Wertes bereits zu
spät ist. Aufgrund von Verzögerungs-
wirkungen brächte selbst ein sofortiger
Stopp der Treibhausgasemissionen die
Erderwärmung nicht zum Stillstand.
Nach den optimistischsten Schätzungen
des IPCC erwärmt sich die Erde bis
2100 um 1,8° bis 4,0°C – größter Unsi-
cherheitsfaktor in diesen Berechnungen
ist der Mensch bzw. die durch sein Han-
deln verursachten THG-Emissionen. Es
geht jetzt nurmehr darum, das immense
Schadenspotenzial der Risiken zu redu-
zieren und eine “gefährliche Erwär-
mung” mit gravierenden Folgen zu ver-
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hindern. Als akzeptables Risikoniveau
wird vom Weltklimarat eine Begrenzung
der Erwärmung auf 2,0°-2,4°C über den
vorindustriellen Werten vorgeschlagen.
Dieser Korridor wurde inzwischen von
vielen Regierungen und wissenschaftli-
chen Beiräten (beispielsweise dem Sach-
verständigenrat für Umweltfragen (SRU)
und dem Wissenschaftlicher Beirat der
Bundesregierung Globale Umweltverän-
derungen (WGBU)) als Fernziel über-
nommen, auch wenn damit die oben be-
schriebenen Risiken keineswegs ver-
mieden, sondern nur verringert werden.
Die Europäische Kommission rechnet
beispielsweise bei einem Temperaturan-
stieg von 2,2°C mit zusätzlich 36.000
jährlichen Todesfällen in der EU (Euro-
pean Commission 2007). Aber bereits
diese 2°C-Marke ist mit erheblichen Re-
duktionsanstrengungen verbunden: Die
globalen CO2-Emmissionen müssten bis
2050 um 50% gesenkt werden. Mittel-
fristig bedeutet dies eine globale Re-
duktion der Treibhausgase um 30% bis
2020, und auf die Industrieländer umge-
rechnet ergibt sich eine Verringerung
um ehrgeizige 80% bis 2050 (SZ 29.11.
2007). Das sind die Zielvorgaben, an
denen sich jegliche internationale Kli-
mapolitik messen lassen muss. Die
Empfehlungen der Experten an die Poli-
tik sind damit hinreichend klar formu-
liert. Damit ist aber noch nicht entschie-
den, wie dieses Ziel erreicht werden soll
und wer welche Lasten zu tragen hat.

2. Was wurde bisher getan?
Internationale
Klimapolitik von Rio bis
Bali

Startpunkt der internationalen Klimapoli-
tik ist die 1992 in Rio unterzeichnete und
1994 in Kraft getretene Klima-Rahmen-
konvention. Sie bildet die völkerrechtli-
che Grundlage für alle folgenden interna-
tionalen Vereinbarungen. Die Konvention
enthielt jedoch keine verbindlichen Vor-

gaben, sondern stellte lediglich einen
„Rahmen“ für zukünftige Verhandlungen
dar. Aber immerhin einigte man sich auf
das gemeinsame Ziel, gefährliche Ein-
wirkungen des Menschen auf das Klima-
system zu vermeiden. 1995 auf der ersten
Vertragsstaatenkonferenz (1. VSK) in
Berlin wurde unter der Leitung der dama-
ligen deutschen Umweltministerin Ange-
la Merkel ein Mandat für die Verhand-
lungen über ein verbindliches Minde-
rungsprotokoll verabschiedet (Berliner
Mandat). Bereits zwei Jahre später auf
der 3. VSK in Kyoto kam es schließlich
dazu, dass ein derartiges Protokoll mit
verbindlichen Reduktionszielen für insge-
samt sechs Treibhausgase (Kohlendioxid,
Methan, Lachgas, wasserstoffhaltige Flu-
orkohlenwasserstoffe, perfluorierte Flu-
orkohlenwasserstoffe und Schwefelhexa-
fluorid) beschlossen wurde. Sanktionsme-
chanismen bei Nichterfüllung der Klima-
schutzverpflichtungen wurden nicht ver-
einbart, dafür wurden aber flexible Me-
chanismen eingeführt, die von den Unter-
zeichnerstaaten freiwillig angewandt wer-
den können. Im Einzelnen stehen drei
Mechanismen zur Verfügung:

1. Der internationale Emissionshandel,
der 2005 in einer Testphase gestartet
wurde und ab 2008 bis 2012 (dem
Auslaufen des Kyoto-Protokolls) ver-
bindlich werden soll.

2. Die Möglichkeit der Zusammenarbeit
bei Klimaschutzprojekten zwischen
zwei Industrieländern – „Joint Im-
plementation“.

3. Die Durchführung von Klimaschutz-
maßnahmen zwischen einem Industrie-
land und einem Entwicklungsland –
„Clean Development Mechanism“.

Zudem wurde auch die Frage nach der
gerechten Verteilung der Umweltschutz-
kosten aufgeworfen: Angesichts der Tat-
sache, dass es vor allem die Industrie-
staaten sind, die den Treibhauseffekt ver-
ursacht haben und die nach wie vor zu
den Hauptemittenten gehören, wird von
ihnen erwartet, dass sie auch die Haupt-
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last der Kosten tragen. Mit anderen Wor-
ten ausgedrückt, während die Industrie-
länder reduzieren müssen, dürfen die Ent-
wicklungsländer noch deutlich an CO2-
Ausstoß zulegen.

Das vereinbarte Reduktionsziel fiel
dennoch enttäuschend niedrig aus: Le-
diglich ca. 5% der Emissionen der Indu-
striestaaten (im Vergleich zu 1990) soll-
ten bis 2012 vermieden werden. Außer-
dem wurden zahlreiche Schlupflöcher in
den Vertragstext eingebaut, die es den In-
dustriestaaten ermöglichten, ihre Reduk-
tionsleistungen schönzurechnen. Auch
die Verteilung der Kosten erfolgte weni-
ger nach einem gerechten Verteilungs-
schlüssel (beispielsweise gleicher CO2-
Pro-Kopf-Verbrauch pro Jahr) als viel-

mehr nationaler Interessendurchsetzung
und der eigenwilligen Logik von inter-
nationalen Verhandlungsprozessen. Die
Einsparziele der drei Wirtschaftsräume
EU 8%, USA 7%, Japan 6% lagen zwar
nahe beieinander, aber dennoch zeich-
nete sich hier bereits eine Führungsrolle
der EU ab, die ohne die deutsche Vor-
reiterposition nicht zustande gekommen
wäre (Ott 2007).

Ein Blick auf die Mitgliedstaaten der
EU zeigt die ambitionierten deutschen
Ziele: So hatte sich die Bundesrepublik
auf 21% Emissionsreduktion im Ver-
gleich zum Stand im Jahr 1990 ver-
pflichtet, während Spanien, Portugal und
Griechenland noch deutliche Zuwachs-
spielräume besitzen (vgl. Tabelle 1).

Tabelle 1: Emissionsminderungsverpflichtungen und Zuwachsspielräume für
Kyoto-Treibhausgase nach der EU-Lastenverteilungsvereinbarung

Emissionsminderungs-
verpflichtungen und
Zuwachsspielräume

in Prozent

Belgien – 7,5
Dänemark – 21
Deutschland – 21
Finnland 0
Frankreich 0
Griechenland + 25
Irland + 13
Italien – 6,5
Luxemburg – 28
Niederlande – 6
Österreich – 13
Portugal + 27
Schweden + 4
Spanien + 15
Vereinigtes Königreich – 12,5

Quelle: (SRU 2002)

Die Bewertung des Kyoto-Protokolls fällt
dementsprechend ambivalent aus. Einer-
seits ist durch die Einführung verbindli-
cher Reduktionsziele und des Emissions-
handels ein internationaler Durchbruch
im Klimaschutz gelungen, andererseits
sind die vereinbarten Ziele zu niedrig
ausgefallen und zu viele Ausnahmerege-
lungen zugelassen worden.

Die nachfolgenden Klimakonferen-
zen erreichten kaum noch Fortschritte.
Im Gegenteil, die 6. VSK-Konferenz
2000 in Den Haag musste ergebnislos
abgebrochen werden, obwohl der deut-
sche Umweltminister Jürgen Trittin mit
einem umfassenden nationalen Klima-
schutzprogramm angereist war, mit
dem eine 25%-Reduktion der Treib-
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hausgase  bis 2005 erreicht werden
sollte.

Ein Jahr später war die internatio-
nale Klimadiplomatie auf einem Tief-
punkt angelangt: Im März 2001 traten
die USA aus dem Kyoto-Protokoll aus
und damit der weltweit größte CO2-Ver-
ursacher (25% aller THG-Emissionen).
Von der Symbolwirkung auf andere zö-
gerliche Staaten wie Japan, Russland
oder Australien einmal abgesehen, wur-
de der amerikanische Austritt für das
Kyoto-Protokoll zu einem ernsthaften
Problem, da es erst in Kraft treten konn-
te, wenn mindestens 55 Staaten unter-
zeichnet hatten, die im Jahr 1990 zudem
55% der Treibhausgase emittierten. Die
Verhandlungen gingen trotz dieses
schweren Rückschlags für den interna-
tionalen Klimaschutz weiter. Auf der 10.
VSK in Buenos Aires 2004 gelang es
schließlich mithilfe großer Zugeständ-
nisse, Russland zur Unterzeichnung des
Kyoto-Protokolls zu bewegen, so dass
es im Februar 2005 in Kraft treten konn-
te.

Kaum war es in Kraft getreten, wur-
de Ende 2005 auf der 1. VSK des Kyoto-
Protokolls in Montreal schon wieder an
einer Revision gearbeitet. Da die Ver-
pflichtungen des Kyoto-Protokolls nur für
den Zeitraum 2008 – 2012 galten, musste
ein neuer Fahrplan für die Zeit nach 2012
aufgestellt werden; andernfalls würde der
Klimaschutz wieder auf den unverbindli-
chen Stand vor 1997 zurückfallen. Seit
Montreal wurde in zwei parallelen Strän-
gen (unter der Klimarahmenkonvention
und dem Kyoto-Protokoll) auf den Kli-
makonferenzen verhandelt. Leider blieb
die Klimakonferenz ohne konkretes Er-
gebnis, denn es wurde weder eine ver-
bindliche Zeitvorgabe vereinbart noch
kam es zu einer Verschärfung der Ver-
pflichtungen. Auch der Vorstoß der EU,
als Fernziel die globale Erderwärmung
auf maximal 2°C zu begrenzen, scheiterte
am Widerstand der Entwicklungsländer.
Vielmehr zeichnete sich immer deutlicher
ein Konflikt zwischen den Entwicklungs-
und den Industrieländern ab, der zuneh-

mend in eine ungünstige Patt-Situation
führte, in der keiner den ersten Schritt
wagen wollte: Die Industrieländer woll-
ten sich erst dann zu mehr verpflichten,
wenn sich auch die Entwicklungs- und
Schwellenländer (China, Indien und Bra-
silien) stärker in den internationalen Rah-
men einbinden ließen. Umgekehrt wollten
die Entwicklungsländer erst einmal ab-
warten, wie ernst die Industrieländer ihre
eigenen Klimaschutzziele handhaben wür-
den und ob sie tatsächlich zu umfassen-
den Transferleistungen bereit sein würden.

Dieses gegenseitige Misstrauen
konnte auch in Nairobi 2006 nicht abge-
baut werden. Die 12. VSK der Klima-
rahmenkonvention vertagte die wichtig-
sten Fragen auf die nächste Konferenz.
Keiner wollte vorangehen. Umso größer
war der Druck auf die internationale
Gemeinschaft auf Bali, einen Aktions-
plan für die Zeit nach 2012, zu verab-
schieden. Doch wie sollte angesichts der
verfahrenen Situation zwischen Indu-
strie- und Entwicklungsländern und dem
klimapolitischen Amoklauf der ameri-
kanischen Regierung ein Erfolg auf Bali
möglich werden?

3. Die deutsche Klimapolitik
vor der 13. Vertrags-
staatenkonferenz auf Bali

Deutschland hatte im Klimaschutz schon
immer eine Vorreiterolle inne, so dass im
Vorfeld von Bali die Blicke der interna-
tionalen Staatengemeinschaft unweiger-
lich auf die Bundesregierung gerichtet
wurden. Mit der ehemaligen Umweltmi-
nisterin und Physikerin Angela Merkel
schienen die Voraussetzungen für eine
engagierte Klimapolitik günstig zu sein,
und im Laufe des Jahres 2007 machte die
Bundeskanzlerin klar, dass sie erneut eine
Vorreiterrolle anstrebte: Sie setzte den
Klimaschutz auf die Tagesordnung des G
8-Gipfeltreffens in Heiligendamm und
versuchte dort, den amerikanischen Prä-
sidenten Bush für den Klimaschutz zu

Im März 2001 traten
die USA aus dem
Kyoto-Protokoll aus.
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Aires 2004
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gewinnen, was ihr auch ansatzweise ge-
lang. Ferner machte Merkel die Klimapo-
litik zu einem der vier wichtigsten The-
men der deutschen Präsidentschaft in der
Europäischen Union und forcierte das
Thema der Klimagerechtigkeit, um bei
den Entwicklungs- und Schwellenländern
Vertrauen aufzubauen. Zusätzlich lud sie
die nationalen Energieversorger ins
Kanzleramt, um Eckwerte für eine Ener-
gieversorgung bis 2020 festzulegen (Bo-
vensiepen 28.06.2007).

Doch um auf Bali glaubwürdig zu
sein, würde es nicht ausreichen, auf na-
tionaler, europäischer und internationa-
ler Ebene debattiert zu haben. Deshalb
galt es, sowohl auf Bundesebene als
auch innerhalb der EU frühzeitig Ver-
trauen durch konkrete Maßnahmen und
verbindliche Ziele aufzubauen.

Auf europäischer Ebene gelang es
unter der deutschen Präsidentschaft, den
Europäischen Rat zu einem neuen, hö-
heren Reduktionsziel und einer inte-
grierten europäischen Klima- und Ener-
giepolitik zu bewegen. Im Frühjahr be-
schloss der Europäische Rat, bis 2020
die THG-Emissionen bis um 20% zu
verringern (Vergleichsjahr ist 1990). Die
EU würde sogar eine Reduktion um
30% mittragen, sollten sich die anderen
Industrieländer auf Bali zu einer ähnli-
chen Reduktion bereit erklären. Bis
2020 sollte der Anteil erneuerbarer Ener-
gien am Primärenergieverbrauch auf 20%
ansteigen. Biokraftstoffe sollten 10% am
europäischen Kraftstoffverbrauch errei-
chen, und die Energieeffizienz sollte um
20% gesteigert werden (Europäischer Rat
2007). Die EU konnte somit als einheitli-
cher Akteur auftreten und mit einer im
Vergleich zu den anderen Vertragsstaaten
sehr ambitionierten Klimapolitik in die
Verhandlungen gehen.

Auf der Klausurtagung in Meseberg
im August 2007 legte die Bundesregie-
rung noch einmal nach. Sie verpflichtete
sich zu exakt den Reduktionszielen, die
von den Klimaexperten des IPCC für die
Industrieländer vorgeschlagen wurden,
um 2050 auf eine globale Erwärmung

von ca 2°C zu kommen: Bis 2020
strebte die Regierung eine Verringerung
der THG um 40% und bis 2050 um 80%
an (BMU 2007). Mit diesen ambitio-
nierten Zahlen war Deutschland eindeu-
tig in einer Vorreiterolle sowohl inner-
halb der Staatengemeinschaft als auch in
Bezug auf die Zielvorstellung einer
Vermeidung von katastrophalen Klima-
risiken. Allein fehlte es im Klimaschutz
bisher nicht an vollmundigen Ankündi-
gungen und Zielvorgaben, die dann ver-
fehlt wurden. Um die Glaubwürdigkeit
der eigenen Politik zu erhöhen, musste
also noch gezeigt werden, wie man die-
ses Ergebnis erreichen wollte. Die Bun-
desregierung legte daher in Meseberg 29
Eckpunkte eines “Integrierten Klima-
schutz- und Energieprogramms” vor,
das im Dezember unmittelbar vor der
Konferenz auf Bali von der Bundesre-
gierung verabschiedet wurde (Bundes-
regierung 2007). Erklärtes Ziel des Pro-
gramms war es, die festgefahrenen Ver-
handlungspositionen “wieder flott zu
machen” und ein deutliches Signal für
die anderen Konferenzteilnehmer zu set-
zen (BMU 2007).

Viele der beschlossenen Punkte fin-
den sich zwar schon im Koalitionsver-
trag, aber aufgrund der umfassenden
Bündelung von klimapolitischen Maß-
nahmen ist (bis auf einige Ausnahmen)
ein überzeugendes Gesamtpaket aus
zahlreichen Gesetzen und Verordnungen
entstanden. Da es der Koalition nicht
gelang, sich in allen Punkten rechtzeitig
bis zur Klimakonferenz zu einigen,
wurde das Maßnahmenpaket in zwei
kleinere Pakete aufgeteilt, von denen
das erste am 5. Dezember verabschiedet
wurde und das zweite spätestens bis zum
21. Mai 2008 angenommen werden soll.
Das gesamte Paket gliedert sich in die
Bereiche: Energieeffizienz, erneuerbare
Energien, Biokraftstoffe, Verkehr, ande-
re Treibhausgase als CO2 und wurde
durch den auf europäischer Ebene einge-
führten Emissionshandel ergänzt. Insbe-
sondere der Emissionshandel soll zu-
künftig nach dem Ende der Pilotphase

Klimagerechtigkeit

Meseberg 2007:
29 Eckpunkte eines

“Integrierten
Klimaschutz- und

Energieprogramms”
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2007 wesentlich zur Reduzierung der
Treibhausgase in Deutschland beitragen.
Nachdem man bisher die Verschmut-
zungsrechte sehr großzügig an die Indu-
strie verschenkt hatte, sollen nun für den
Zeitraum des Kyoto-Protokolls (2008 –
2012) die Regeln beträchtlich verschärft

werden: Alte Kraftwerke erhalten ca.
30% weniger Verschmutzungsrechte, als
ihr derzeitiges Emissionsniveau beträgt;
außerdem werden 10 % der Zertifikats-
menge versteigert (BMU 2007). Die
Vorhaben der Bundesregierung sind im
Einzelnen in Tabelle 2 aufgeführt.

Tabelle 2: Maßnahmenpaket des integrierten Energie- und Klimaprogramms

Bereich Vorhaben

Energieeffizienz: Novelle des Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetzes
Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes zur Liberalisierung des Mess-
wesens und zum Ausbau des Stromnetzes
Bericht und Entwurf der Novelle der Energieeinsparverordnung
Saubere Kraftwerke durch 37. Bundesimmissionsschutz-Verordnung
Leitlinien zur Beschaffung energieeffizienter Produkte und Dienstlei-
stungen
Novelle der Heizkostenverordnung
Erneuerbare-Energien-WärmegesetzErneuerbare Energien

bei Strom und Wärme: Novelle Gasnetzzugangsverordnung
Biokraftstoffe: Novelle Biokraftstoffquotengesetz

Biomasse-Nachhaltigkeitsverordnung
Kraftstoffqualitätsverordnung
Hydrierungsverordnung

Verkehr: Umstellung der Kfz-Steuer auf Schadstoff- und CO2-Basis
Novelle der Pkw-Kennzeichnungsverordnung
Novelle der Mauthöheverordnung
ChemikalienklimaschutzverordnungTreibhausgasemissio-

nen: Emissionshandel

Quelle: eigene Darstellung nach: (BMU 2007)

Das Klimapaket trifft diesmal nicht nur
die Energiewirtschaft, sondern auch
Hausbesitzer, Stromkunden und Kfz-
Halter: Der Anteil an erneuerbaren Ener-
gien soll bis 2020 von derzeit 13% auf
20-30% steigen. Beispielsweise soll der
Ausbau von Windparks auf See erleich-
tert werden. Der Anteil der Kraft-Wärme-
Kopplungsanlagen an der Stromproduk-
tion soll sich von 12% auf 25 % verdop-
peln. Für die großen Energieerzeuger ist
das insofern ein Verlust, als die Zuge-
winne an alternativer Energie automa-
tisch zu Verlusten bei den fossilen
Energieträgern führen. Für Hausbesitzer
und Bauherrn sieht es etwas günstiger
aus, da sich die neu vorgeschriebenen
Investitionen durch Einsparungen lang-
fristig amortisieren dürften. So soll bei

Neubauten ein Großteil der benötigten
Wärme aus Solarenergie, Geothermie
oder Biomasse kommen. Hier wird eine
Steigerung von 14 % angestrebt. Die
Vorschriften für die Energieeffizienz bei
der Sanierung von Altbauten werden um
30% verschärft. Die Kfz-Steuer soll von
Hubraum auf Schadstoffemissionen um-
gestellt werden, und es werden höhere
Beimischungsgrenzen von Bioethanol
(10%) und Biodiesel (7%) vorgeschrie-
ben. Geschont wurde allein die Auto-
mobilindustrie, da man sich hier nicht zu
einer schärferen Reduzierung der CO2-
Emissionen von Neuwagen durchringen
konnte. Auch die geplanten 25 neuen
Kohlekraftwerke sind sicherlich nicht
CO2-neutral (Gersmann/ Kreutzfeldt
20.11.2007).

Energiewirtschaft

Kfz-Halter
Stromkunden
Hausbesitzer
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Dennoch hat sich die Bundesregie-
rung gegenüber Immobilienverbänden
und der Energiewirtschaft mit einem
umfassenden Klimaprogramm weitge-
hend durchsetzen können. Es bleibt ab-
zuwarten, wie die Maßnahmen am Ende
des Gesetzgebungsprozesses aussehen
werden. Doch es kann bereits jetzt im
Groben abgeschätzt werden, ob die

Bundesregierung mit ihrem integrierten
Klima- und Energieprogramm das selbst
gesteckte Ziel einer Reduktion von 40%
bis 2020 erreichen wird. Das Umwelt-
bundesamt hat in einer ersten Berech-
nung der Meseberger Eckpunkte eine
Bilanz der Treibhausgase aufgestellt
(vgl. Tabelle 3).

Tabelle 3: Wirkung des Energie- und Klimaprogramms von Meseberg

Maßnahmentitel

CO2-Ein-
sparungen
bis 2020 in

Mio. t

Erneuerung fossile Kraftwerke -15

Emissionshandel – NAP II sowie neue Regelungen ab 2013
Erneuerbarer Energien Stromerzeugung -54,4

Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, Förderkonzept Repowering Wind-
kraft Onshore, Energieleitungsausbaugesetz, Ausweisung Vorranggebiete Wind-
Offshore, Einspeiseregelung für Biogas
Kraft-Wärme-Kopplung -14,3

Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz, Förderung KWK im Erneuerbare-Energien-Gesetz
Gebäudesanierung und Heizungsanlagen -31

CO2-Gebäudesanierungsprogramm, Novelle Energieeinsparverordnung, Novelle
Heizkostenverordnung, Erleichterung Contracting, Energetische Modernisierung der
sozialen Infrastruktur, Programm zur energetischen Sanierung von Bundesgebäuden
Erneuerbare Wärme -9,2

Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz, Marktanreizprogramm für erneuerbare
Wärme im Altbaubestand
Stromeinsparungen -25,5

Top-Runner-Ansatz bei Umsetzung der Öko-Design-Richtlinie, Förderprogramme
für Klimaschutz und Energieeffizienz, Energieverbrauchskennzeichnung von Ge-
räten, Ersatz von Nachtstromspeicherheizungen, Intelligente Messverfahren für
Stromverbrauch, Beschaffungsleitlinien für die öffentliche Hand bei energieeffizi-
enten Produkten und Dienstleistungen
Verkehr -33,6

CO2-Strategie Pkw, Ausbau von Biokraftstoffen, Umstellung der Kfz-Steuer auf
CO2-Basis, Verbrauchskennzeichnung für Pkw, Verbesserte Lenkungswirkung der
Lkw-Maut, Einbeziehung Flugverkehr in Emissionshandel, Maßnahmen beim
Schiffsverkehr, Ausbau Elektromobilität
Sonstige Treibhausgase (Methan, N2O, F-Gase) -36,4

Chemikalienklimaschutzverordnung, Beendigung der Ablagerung unvorbehandel-
ter Abfälle, Rückgang Emissionen aus Kohlebergbau
Summe -219,4

in Prozentpunkten gegenüber Basisjahr -36,6 %

Quelle: (Umweltbundesamt 2007)
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Die größten Einsparpotenziale an Treib-
hausgasen ergeben sich nach dieser Be-
rechnung durch die Einführung erneuer-
barer Energien, die Chemikalienregulie-
rung, im Verkehrssektor und durch die
Gebäude- und Heizungsanlagensanie-
rung. Laut Bundesamt können durch das
integrierte Energie- und Klimapro-
gramm 219,4 Mio. t. CO2 eingespart
werden. Das entspricht einer Reduktion
von 36,6 % bis 2020 (Basisjahr 1990).
Das angepeilte Ziel von 40 % wird also
knapp verfehlt. Selbst wenn man davon
ausgeht, dass das Bundesamt durchge-
hend zu optimistisch geschätzt hat, stellt
das Programm dennoch einen Meilen-
stein in der Klimapolitik dar. Die feh-
lenden Prozentpunkte könnten durch
den im jetzigen Programm stark ver-
nachlässigten Verkehrssektor (z.B.
durch eine Neuregelung der Besteue-
rung von Dienstwagen und Flugbenzin
sowie die Einführung eines Tempolimits
auf Autobahnen) und durch einen kon-
sequenten Ausstieg aus der Kohleener-
gie eingebracht werden.

4. Die Ergebnisse von Bali

Bei seiner Ankunft auf Bali konstatierte
Bundesumweltminister Sigmar Gabriel:
“Der Klimagipfel in Nairobi funktio-
nierte vor einem Jahr wie ein Mika-
dospiel: Der Erste, der sich bewegt, hat
verloren. Hier auf Bali ist es umgekehrt:
Derjenige, der sich nicht bewegt, ver-
liert” (Reimer 15.12.2007). Zumindest
Deutschland hatte sich bewegt und war
mit konkreten, quantifizierbaren Minde-
rungszielen nach Bali gereist. Jetzt kam
es also darauf an, ob sich die USA auch
bewegen würden und ob die Entwick-
lungs- und Schwellenländer zu Kom-
promissen bereit sein würden.

In letzter Minute konnte ein Schei-
tern verhindert werden, das Konferenz-
ergebnis ist ein klassischer Kompromiss.
Alle haben sich bewegt, zuletzt auch die
USA. Das Hauptanliegen, eine „Bali-

Roadmap“ für die nächsten zwei Jahre
aufzustellen, die den Weg zu einem
Nachfolgeabkommen für das auslaufen-
de Kyoto-Protokoll aufzeigen soll,
konnte erreicht werden. Gerade für den
internationalen Emissionshandel war das
Signal wichtig, dass es nach 2012 mit
dem Handel weitergehen wird.

Aus klimapolitischer Sicht gab es
eine Reihe kleinerer Erfolge zu berich-
ten: So wurde das Verhandlungstempo
von zwei auf vier Verhandlungsrunden
erhöht. Unter dem Kyoto-Protokoll be-
kannten sich alle Unterzeichnerstaaten
zu den vom IPCC geäußerten Politik-
empfehlungen (eine Emissionsminde-
rung von 25-40% bis 2020 gegenüber
1990). Leider handelt es sich dabei nur
um eine unverbindliche Zielmarke, denn
auf konkrete Reduktionsziele und bin-
dende Vereinbarungen, gar mit Sankti-
onsmöglichkeiten versehen, konnten
sich die Staaten nicht einigen. Auch ge-
lang es nicht, diese Zielmarke in die
Klimarahmenkonvention einzubringen.
Überraschenderweise zeigten sich die
Schwellenländer bereit, auch eigene An-
strengungen im Klimaschutz vorzuneh-
men. Im Gegenzug wurde vereinbart,
dass der Technologietransfer der Indu-
striestaaten in Zukunft mess- und damit
verifizierbar sein soll. Angesichts der
vielen offengebliebenen Fragen, der nur
unverbindlichen Vereinbarungen und
der zahlreichen Formelkompromisse
kann, wie Umweltminister Sigmar Ga-
briel die Konferenz zusammenfasste,
Bali lediglich als Startpunkt für das in
Kopenhagen zu verabschiedende Nach-
folgeprotokoll von Kyoto bezeichnet
werden (SZ 29.11.2007). Es wird dann
ganz entscheidend darauf ankommen,
wie sich die neue amerikanische Regie-
rung zur Klimafrage positionieren wird.

5. Fazit

Wie bewertet man die Ergebnisse von
Bali und das deutsche Klimaprogramm?

„Bali-Roadmap” für
die nächsten zwei
Jahre
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Zwei Kriterien lassen sich dafür anfüh-
ren: Erstens in Relation zu den Positio-
nen der anderen Staaten bzw. zu den Er-
gebnissen der früheren Klimakonferen-
zen. Zweitens im Vergleich zu den vom
IPCC geäußerten Zielvorgaben einer
globalen 50%-Reduktion bis 2050, um
eine katastrophale Erderwärmung zu
vermeiden.

Betrachtet man die Konferenz von
Bali, fällt die Bewertung gemischt aus.
Zwar konnte ein Scheitern wie in Den
Haag verhindert werden, es fand auch
keine Verschiebung der wesentlichen
Fragen auf die nächste Konferenz statt
wie noch in Nairobi, sondern man ei-
nigte sich immerhin auf eine Bali-
Roadmap, die den Weg nach Kopenha-
gen 2009 beschreiben soll. Gemessen an
der Konferenz von Kyoto, bei der man
sich erstmals in der Geschichte der in-
ternationalen Klimapolitik auf verbind-
liche Reduktionsvorgaben einigte, fällt
Bali eindeutig zurück. Legt man an die
Konferenzergebnisse die Messlatte des
IPPC an, so ist klar, dass mit den in Bali
gefällten Entscheidungen eine 25-40%
Reduktion der Treibhausgase bis 2020
nicht erreicht werden kann. Obwohl hier
Deutschland und auch die EU mit klaren
Vorgaben vorangeprescht sind, zögerten
die anderen Staaten dennoch, sich völ-
kerrechtlich zu binden.

Wendet man den Blick der deut-
schen Klimapolitik zu, so bestätigte sich
erneut die eindeutige Vorreiterolle der
Bundesrepublik. Sowohl innerhalb der
EU als auch auf internationaler Ebene ist
Deutschland die treibende Kraft der in-
ternationalen Klimadiplomatie. Selbst
wenn man die IPCC-Ziele zum Ver-
gleich hernimmt, fällt die deutsche Po-
sition nicht dahinter zurück, da sie deren
Zielvorgaben im Wesentlichen über-
nommen hat. Mit dem im Dezember
verabschiedeten integrierten Energie-
und Klimaprogramm legte die Bundes-
regierung ein umfassendes und ehrgei-
ziges Paket für den Klimaschutz vor.
Dass die 40% THG-Emissionsreduktion
bis 2020 mit dem gegenwärtigen Klima-

programm nicht vollständig erreicht
werden, ist weniger schlimm, da noch
einige Reduktionspotenziale vorhanden
sind, die ausgeschöpft werden könnten.
So sind weder der Neubau von Kohle-
kraftwerken noch die Ausnahmen im
Verkehrssektor nachvollziehbar. Die er-
ste Bewährungsprobe für die Glaubwür-
digkeit der nationalen Maßnahmen
stellte sich bereits zum Jahreswechsel
2007/2008. Die Europäische Kommissi-
on stellte ihren Ansatz zur Reduzierung
des CO2-Ausstoßes für Neuwagen vor.
Ziel der Kommission ist es, die Emis-
sionen im Schnitt auf 130 Gramm pro
Kilometer zu begrenzen (Europäische
Kommission 2007). Schwere Ober- und
Mittelklassewagen, wie sie bevorzugt
von der deutschen Automobilindustrie
hergestellt werden, wären davon beson-
ders betroffen. Mercedes oder BMW
müssten dem Kommissionsvorhaben
entsprechend ab 2012 Modelle auf den
Markt bringen, die 45 g weniger CO2
emittieren. Peugeot-Modelle müssten
dagegen nur durchschnittlich 16 g CO2
einsparen und könnten zudem ihre über-
schüssigen Anteile an die deutschen
Hersteller verkaufen (Weingärtner
20.12.2007). Die Reaktionen in
Deutschland fielen denn auch entspre-
chend ablehnend aus. Der deutsche
Umweltminister Gabriel stellte sich
hinter die Automobilindustrie und lehnte
die Kommissionsvorschläge wegen ihrer
wettbewerbsverzerrenden Wirkung ab –
dabei wäre diese Maßnahme doch genau
die ideale Ergänzung für den im deut-
schen Klimaschutzprogramm nur unzu-
reichend berücksichtigten Verkehrssek-
tor gewesen (SZ 20.12.2007).
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